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Beantwortung der Großen Anfrage 
 

Maßnahmen im Vorfeld zu Silvester 2023/2024 in Neukölln 

 

Sehr geehrter Herr Vorsteher, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

sehr geehrter Herr Hohmann, 

 

für das Bezirksamt beantworte ich die Große Anfrage der Fraktion der AfD wie folgt: 

 

Zu 1.: 

Die Folgen der Silvesternacht 2022/2023, die hierzu gehörige mediale Berichterstattung so-

wie die Vorbereitung der Maßnahmen des Jugendgipfels, haben das Jugendamt Neukölln 

und seine Arbeit in diesem Jahr neben den für Kinder und Jugendlichen immer noch beträcht-

lichen Folgen der Pandemie, den Auswirkungen von Krieg, Flucht und Vertreibung sowie den 

in den letzten Wochen als weiteres Thema aufgekommenen Nahost-Konflikts maßgeblich in-

haltlich beeinflusst. Das Jugendamt hat in diesem Jahr weiterhin intensiv mit Jugendlichen in 

kontinuierlicher Arbeit und Projekten gearbeitet, die viel auf Vertrauen und persönlichen Be-

ziehungen beruhen. 

 

Die Jugendgerichtshilfe hat entsprechend ihrem Beratungs- und Betreuungsauftrag mit den-

jenigen Jugendlichen gearbeitet, die im Zusammenhang mit Silvester aufgrund von Straftaten 

angezeigt wurden. Der Regionale Sozialpädagogische Dienst hat alle Familien kontaktiert 

und ggf. beraten, bei denen die Polizei Straftaten im Zusammenhang mit Silvester bei straf-

unmündige Kinder festgestellt und an das Jugendamt gemeldet hat.  

 

In der Jugendarbeit gemäß § 11 SGB VIII sowie der Jugendsozialarbeit gemäß § 13 SGB VIII 

wurde intensiv mit den Kindern und Jugendlichen zu ihren Erlebnissen an Silvester, möglichen 

Motiven von gewaltbereiten Jugendlichen usw. gesprochen und pädagogisch gearbeitet. Das 

Spektrum war breit und ging von Jugendlichen, die selbst Angst an Silvester hatten, über Ju-

gendliche, die die Gewalt anderer verurteilten, bis zu Jugendlichen, die sich in der Presse 



massiv stigmatisiert sahen, oder auch zu Jugendlichen, die andere verstehen konnten, die ih-

ren Frust und ihre Wut aufgrund von erlebter Diskriminierung, Stigmatisierung, Orientierung- 

und Perspektivlosigkeit an Silvester „herausgelassen hatten“. Insbesondere an die letzteren 

Gruppen wandten sich im Laufe des Jahres die Träger der Jugendsozialarbeit gemäß § 13 

SGB VIII. 

 

In der Jugendsozialarbeit gemäß § 13 SGB VII geht es um Prävention, die sich an spezielle 

Zielgruppen richtet. Die Angebote der allgemeinen Streetwork-Arbeit richtet sich an Jugend-

liche in äußerst prekären Lebenssituationen, die in sehr vertrauensvoller Einzel- und Gruppen-

arbeit niedrigschwellig und vertraulich Unterstützung bei Alltagsfragen sowie der Bewältigung 

von belastenden Lebenssituationen, wie z.B. Obdachlosigkeit, Sucht oder Delinquenz inkl. Ge-

waltbereitschaft, bieten und Jugendliche so stärken sollen.  Diese Form der Unterstützung ist 

regelhaft mit "gezielten Aktionen" weder wirksam noch ist dies ihr Auftrag. Sie wirkt über die 

ihr zugrundeliegende Beziehungsarbeit. Die Streetwork-Arbeit der Träger Outreach, Gang-

way und Madonna waren auch 2023 in vielen Kiezen Neuköllns aktiv. 

 

Die Jugendberufshilfe bzw. das Jugendberatungshaus und insbesondere die aufsuchende Ar-

beit der Träger (sog. Coachingmittel) konnten viele Jugendliche ohne schulische oder beruf-

liche Perspektive erreichen. 

 

Ebenso wirksam war die Arbeit der Schulsozialarbeit gemäß § 13a SGB VIII, die ebenfalls am 

Thema Gewalt intervenierende und präventive Leistungen erbringt: 

 

Schulsozialarbeit setzt vor allem im Bereich der primären Gewaltprävention an. Diese richtet 

sich in hohem Maße auf die Stärkung der Persönlichkeit aller Kinder und Jugendlichen und 

basiert auf der Überzeugung, dass die Förderung der sozialen Kompetenzen der Schülerinnen 

und Schüler diesen dabei hilft, das soziale Zusammenleben mit anderen ohne Gewalt zu ge-

stalten und damit auch eine insgesamt gewaltärmere Lebenswelt für die gesamte Gemein-

schaft zu ermöglichen. 

 

Im Konfliktfall stehen die Fachkräfte der Schulsozialarbeit für Schüler:innen, das pädagogi-

sche Personal und die Eltern bzw. Sorgeberechtigten intervenierend und als Vermittler:innen 

zur Verfügung und unterstützen in Beratungs- und Mediationsgesprächen dabei eigene, fried-

liche Lösungen für den Konflikt zu finden. In krisenhaften Momenten ist sie Anlaufstelle für alle 

genannten Zielgruppen und versucht Druck aus der jeweiligen Situation zu nehmen, um einer 

weiteren Eskalation entgegenzuwirken. 

 

Weiter entwickeln die Schulen i.d.R. gemeinsam mit der Schulsozialarbeit bzw. den Pro-

Respect-Coaches Präventions- und Schutzkonzepte für eine gewalt- und diskriminierungsfreie 

Schule. 

 

Methoden und Programme der Schulsozialarbeit sind unter anderem das „Soziale Lernen“ für 

Klassen und Gruppen, Mobbingintervention (No-Blame-Approch, Farsta), Angebote der 



Streitschlichtung (Konfliktlots:innen, Pausenbuddys), einzelfallbezogene Intervention, Mediati-

onsangebote,   oder Umsetzung von Präventionsprogrammen (u.a. Anti-Mobbing-Schule, Ge-

meinsam Klasse sein, Fair-Player). 

 

Jugendarbeit gemäß § 11 SGB VIII gehört zum Bereich "Daseinsvorsorge" und hat den Auf-

trag jungen Menschen die zur Förderung ihrer Entwicklung erforderlichen Angebote der Ju-

gendarbeit zur Verfügung zu stellen. Sie sollen an den Interessen junger Menschen anknüpfen 

und von ihnen mitbestimmt und mitgestaltet werden, sie zur Selbstbestimmung befähigen und 

zu gesellschaftlicher Mitverantwortung und zu sozialem Engagement anregen und hinführen. 

Dabei sollen die Zugänglichkeit und Nutzbarkeit der Angebote für junge Menschen mit Behin-

derungen sichergestellt werden. Zu den Schwerpunkten der Jugendarbeit gehören: Außer-

schulische Jugendbildung mit allgemeiner, politischer, sozialer, gesundheitlicher, kultureller, 

naturkundlicher und technischer Bildung; Jugendarbeit in Sport, Spiel und Geselligkeit; ar-

beitswelt-, schul- und familienbezogene Jugendarbeit; internationale Jugendarbeit; Kinder- 

und Jugenderholung sowie Jugendberatung. Jugendarbeit ist also ein außerschulischer Bil-

dungsort der Kinder- und Jugendhilfe mit zunehmender Bedeutung für die Biografien von Kin-

dern und Jugendlichen, sie hilft Heranwachsenden, ihre Stärken und Fähigkeiten zu erkennen 

und zu erproben und vermittelt ihnen Wissen und Kompetenzen. Sie hat einen wesentlichen 

Anteil an der Vermeidung von Ausgrenzung und an der Integration von bildungs- und sozial-

benachteiligten Jugendlichen, sie wird von einem Pädagogenteam unterstützt, welches die 

Kinder und Jugendlichen in ihrem Bildungsprozess fördert und begleitet. Jugendarbeit hat 

keinen Präventionsauftrag, aber sie wirkt natürlich präventiv. 

 

Über die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie erfolgten in den letzten Monaten 

die Zusagen für zusätzliche Mittel aus dem Jugendgewaltgipfel. Als wesentlichste Projekte der 

SenBJF möchte ich benennen: 

 

 Neun zusätzliche VZÄ für Jugendsozialarbeit an Schule (an 15 verschiedenen Schulen je-

weils Aufstockung der Träger) 

 Zwei zusätzliche Stellen für das SiBuZ 

 Ein zusätzliches Streetworkteam in der Köllnischen Heide (outreach gGmbH) 

 Workshops des Trägers Outreach gGmbH mit der Feuerwehr und Rettungsdienst sowie Ju-

gendlichen aus den Bezirken 

 Zwei zusätzliche Familiengrundschulzentren in Neukölln (tandem BTL und Trialog e.V.) 

 

 

In Projektverantwortung des Jugendamts erfolgten zusätzliche Mittel für: 

 

 Jugendarbeit § 11 SGB VIII zu Ausweitung der Öffnungszeiten und einem erweiterten An-

gebot zur Erreichung der Zielgruppe älterer männlicher Jugendlicher ab Oktober 2023 

(91.771€): Die Verträge sind hier in Vorbereitung. Die Finanzierung erfolgt in auftragswei-

ser Bewirtschaftung. 

 Jugendsozialarbeit § 13 SGB VIII ab Oktober 2023 (225.444 € für 2023): Die Verträge 

sind gegenwärtig in Bearbeitung, die Finanzierung erfolgt über Basiskorrektur. 



 Sanierungsmittel ab Oktober 2023 (361.635 für § 11 SGB VIII und 110.872€ für § 16 SGB): 

Die Kooperationsvereinbarungen sind gegenwärtig in Vorbereitung, die Finanzierung er-

folgt über Basiskorrektur. 

 

Zu 2.: 

Entsprechend der Idee des Jugendgipfels hat das Jugendamtes Neukölln bestehende Ange-

bote und Projekte verstärkt. In der Weißen Siedlung ist ein Mädchenprojekt gemäß § 13 SGB 

VIII entstanden, das vom Humanistischen Verband Berlin Brandenburg entwickelt wurde. In-

sofern sind alle durch das Jugendamt Neukölln finanzierten Träger der Jugend(sozial)arbeit 

involviert. 

 

Zu 3.: 

Für Rückmeldungen zu Effekten ist es noch zu früh, da die meisten Maßnahmen erst seit dem 

Herbst 2023 umgesetzt werden können. 

 

Zu 4.: 

In den Haushaltsjahren 2022 und 2023 waren folgende Ansätze vorhanden: 

 

Bereich Kapitel Titel Betrag 

2022 

Betrag 

2023 

Jugendarbeit 

§ 11 SGB VIII 

4010 67103 
3.140.000 €  3.483.000 €  

Jugendsozialarbeit 

§ 13 SGB VIII 

4010 67139 
1.367.000 €  1.442.000 €  

Schulsozialarbeit 

§ 13 a SGB VIII 

4010 68466 
1.718.000 €  1.718.000 €  

Familienförderung 

§ 16 SGB VIII 

4010 67161 
1.360.000 €  1.400.000 €  

 

Die Coachingmittel in Höhe von 250.000.- € bei Kapitel/Titel 4010-67139 waren jeweils nicht 

im Ansatz enthalten, wurden jedoch zusätzlich zur Verfügung gestellt und sind in den genann-

ten Beträgen enthalten. 

 

Zu 5.: 

Grundsätzlich erscheinen alle Angebote der Jugendarbeit gemäß § 11 SGB VII, der Schulso-

zialarbeit gemäß § 13a SGB VIII sowie der Familienförderung gemäß § 16 SGB VIII analog 

der Ist- Kosten von 2023 gesichert. Damit sind auch die zusätzlichen gesamtstädtischen Mittel 

inklusive der Jugendgipfelmaßnahmen gesichert. 

 

Für den Bereich der Trägerverträge gemäß § 13 SGB VIII erfolgen derzeit nach interne Ab-

stimmungen zu einem aktuellen Fehlbetrag, der sich aus zusätzlichen Mitteln ergibt, die das 



Jugendamt in den Vorjahren vom Bezirksamt erhalten hatte, die jetzt aber nicht mehr zur Ver-

fügung stehen (u.a. Ausgleich negative Fortschreibung). 

 

Da der Inflationsausgleich lediglich zwei Prozent beträgt, die Sachkosten aber prognostisch 

deutlich höher steigen, kann eine Reduzierung der Angebotsstunden im Bereich der Träger-

verträge nicht ausgeschlossen werden, was zu diesem Zeitpunkt aber nicht mit Zahlen unter-

legt werden kann. 

 

 Es gilt das gesprochene Wort! 

 

Sarah Nagel 

Bezirksstadträtin 


